Pressemitteilung, den 10. Juni 2013

Filmfestival „Side by Side“ zum „ausländischen Agenten“ erklärt – ohne Beweise
Am 6. Juni 2013 hatte Richter Kamaldinow in St. Petersburg – nur zehn Minuten nach einer vierstündigen Verhandlung sowie der Erbringung unzähliger Beweise für die Unschuld der NGO – den Prozess zu Gunsten der Staatsanwaltschaft entschieden. Das LGBT-Filmfestival „Side by Side“ (auf russisch Bok o Bok) wurde zu einer Strafe in Höhe von einer halben Million Rubel (12 500 Euro) verurteilt.  

Zum zweiten Gerichtstermin waren etwa 25 Zuschauer erschienen, die dieses Mal – nicht jedoch ohne einen erneuten Kampf der Anwälte für die Transparenz des Gerichtsprozesses – immerhin in den Verhandlungssaal eingelassen wurden. Allerdings mussten einige der Zuschauer für den Zeitraum von einer Stunde stehen, weil sich in dem stickigen und engen Raum keine Stühle auftreiben ließen. Während der ersten Pause gelang es den Zuschauern jedoch selbst, eine Bank zu finden, auf die sich die bisher stehenden Leute doch noch setzen konnten. 
Zu Beginn des Prozesses präsentierte Staatsanwaltschaftsmitarbeiterin W. Stepanschenko die Begründung für die Überprüfung der Organisation: Diese bestand im Bericht eines Mitarbeiters der Staatsanwaltschaft (N. Mosscharow) darüber, dass das vom Filmfestival „Side by Side“ verwendete Emblem nicht registriert worden sei. Die Anwälte beharrten auf der Gesetzeswidrigkeit einer solchen Begründung, denn die Überprüfung der Organisation war auf völlig anderer Grundlage durchgeführt worden – einer Anweisung der Generalstaatsanwaltschaft Russlands nämlich, alle NGOs zu überprüfen. 

Im Zuge der anschließenden Beweisaufnahme wurden von Seite der Verteidigung – durch die Anwälte Dmitrij Bartenjew und Sergej Golubok – eine große Menge an Beweisen für die Gesetzeswidrigkeit der Überprüfung selbst sowie das Fehlen einer Grundlage für die nachfolgenden Anschuldigungen erbracht. So hat etwa dieses Organ nach dem Gesetz der Staatsanwaltschaft überhaupt nicht das Recht dazu, administrative Untersuchungen gegen NGOs einzuleiten. Die Staatsanwaltschaft kann eine solche Untersuchung von NGOs nicht ohne konkrete Grundlage durchführen, was im Zuge der Überprüfung einer sehr großen Anzahl an NGOs im März und April 2013 in ganz Russland dennoch geschehen war.  
Was den Vorwurf einer politischen Tätigkeit des Filmfestivals „Side by Side“ angeht, so bestehen die Anschuldigungen in der Herausgabe der Broschüre „Internationale Bewegung für die Rechte der LGBT-Community: von örtlicher Spezifik bis hin zu globaler Politik“ sowie der Durchführung der Kampagne „Gemeinsam stoppen wir das homophobe Gesetz“ (die Kampagne war vom November 2011 bis zum März 2012 gegen das homophobe Gesetz in St. Petersburg gelaufen). Alle diese Tätigkeiten waren von der Organisation noch vor dem Inkrafttreten des Gesetzes über ausländische Agenten durchgeführt worden – doch offensichtlich war dem Vertreter der Staatsanwalt das im Grundgesetz verankerte Verbot eines rückwirkenden Inkrafttretens von Gesetzen entfallen.  

Die Anwälte bestanden darauf, dass die Aktivität der Organisation in keinem Fall unter die Forderungen des Gesetzes über ausländische Agenten fallen kann, da sie im Bereich der Kultur liegt. Sie verwiesen auf die Empfehlung der Spezialbeauftragten der UN-Kommission für kulturelle Rechte Frau Farida Shaheed in Bezug auf die Notwendigkeit der Gewährung und Entwicklung eines Kulturraumes für die LGBT-Community mit dem Ziel der Verbesserung der Toleranz und Akzeptanz dieser gesellschaftlichen Gruppe. Filmvorführungen, Diskussionen und die Herausgabe von Informationsbroschüren können insofern keinesfalls als „politische Tätigkeit“ klassifiziert werden. 
Während die Anwälte all diese Argumente anführten, nahm Staatsanwaltschaftsmitarbeiterin W. Stepanschenko praktisch keinen Anteil am Prozess und verlas lediglich zu unpassenden Zeitpunkten Auszüge des Beschlusses, was selbst beim Richter Befremden auslöste. 
Diskussionen über einen politischen Charakter der Aktivitäten wurden nicht geführt. Die Staatsanwältin hatte einfach nur verkündet, dass sie gegen alle Anträge und Beweise der Verteidigung sei. Der Richter hatte dazu geschwiegen und eine Notiz in seinen Unterlagen gemacht. Die Einwände der Anwälte, dass auch das Gesetz über die ausländischen Agenten selbst derart unkonkret sei, dass es den Forderungen des Grundgesetzes nicht entspreche, wurden durch den Richter ebenfalls ignoriert. Einem Antrag der Anwälte auf rechtliche Überprüfung des Gesetzes beim Verfassungsgericht dahingehend, ob das Gesetz der Verfassung entspricht, wurde nicht stattgegeben.
Nach zehn Minuten Bedenkzeit verlas Richter Kamaldinow, der immer wieder auf seine Uhr gesehen hatte, mit missmutiger Miene und ohne die Augen vom Blatt zu heben, das Urteil: „Die Organisation wird schuldig gesprochen. Strafe: 500.000 Rubel.“ Im Saal herrschte völlige Stille; der Zwischenruf der Festivalorganisatorin Manny de Guerre „Das ist keine Gerechtigkeit!“ blieb unbeantwortet. Der Richter lächelte nur traurig und nickte zustimmend.  

Die NGO „LGBT Filmfestival Side by Side“ ist somit das erste Opfer des drakonischen Gesetzes über ausländische Agenten in St. Petersburg geworden. Der Gerichtsprozess hat gezeigt, dass die wahre Intention dieses Gesetzes im Kampf gegen Andersdenkende besteht: denn genau das, wofür sich die Organisation „Side by Side“ im Rahmen von Kulturveranstaltungen engagiert – für den Schutz von Rechten der LGBT-Community – hatte der Staatsanwaltschaft missfallen und war daraufhin zur „politischen Tätigkeit“ erklärt wurden. 
Die Organisatoren des Festivals „Side by Side“ werden den Beschluss in höherer Instanz anfechten.  
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